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1. Instanz

Aktenzeichen S 28 KR 772/16
Datum 23.08.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 KR 438/17
Datum 08.04.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen. Die KlÃ¤gerin hat auch die Kosten des
Berufungsverfahrens zu tragen, mit Ausnahme der auÃ�ergerichtlichen Kosten der
Beigeladenen, die diese jeweils selbst zu tragen haben. Die Revision wird nicht
zugelassen. Der Streitwert des Berufungsverfahrens wird auf 113.917,32 EUR
festgesetzt.

GrÃ¼nde:

I.

Im Streit ist ein PrÃ¼fbescheid der Beklagten, mit dem
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r die Beigeladenen zu 1) und 2) nachgefordert
werden.

Die KlÃ¤gerin, die frÃ¼her unter D GmbH firmierte, wurde im April 2001
gegrÃ¼ndet. Sie hatte bis 2015 fÃ¼nf GrÃ¼ndungsgesellschafter, unter ihnen die
Beigeladenen zu 1) und 2), die jeweils 20 % der Gesellschaftsanteile hielten. Nach
Â§ 6 Abs. 4 des Gesellschaftsvertrages vom 12. April 2001 sind die
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GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer an das Gesetz, den Gesellschaftsvertrag sowie die BeschlÃ¼sse
der Gesellschafterversammlung gebunden. Nach Â§ 7 Abs. 2 des
Gesellschaftsvertrages bedÃ¼rften BeschlÃ¼sse der Gesellschafterversammlung,
soweit in zwingenden gesetzlichen Bestimmungen oder in diesem
Gesellschaftsvertrag nicht ausdrÃ¼cklich etwas anderes bestimmt ist, eine
Mehrheit von Â¾ der Stimmen. Nach Â§ 7 Abs. 4 des Gesellschaftsvertrages kann
sich jeder Gesellschafter bei der Beschlussfassung in der
Gesellschafterversammlung durch einen anderen Gesellschafter bei Vorlage einer
schriftlichen Vollmacht vertreten lassen.

Die Beigeladenen zu 1) und 2) waren seit dem 1. April 2001 die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
der KlÃ¤gerin. Grundlage waren jeweils ArbeitsvertrÃ¤ge vom 28. MÃ¤rz 2001, auf
die ergÃ¤nzend verwiesen wird.

BetriebsprÃ¼fungen der Beklagten bei der KlÃ¤gerin fÃ¼hrten zunÃ¤chst nicht zur
Nachforderung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen fÃ¼r die Beigeladenen zu 1) und
2).

Ab dem 28. Oktober 2014 fÃ¼hrte die Beklagte eine weitere BetriebsprÃ¼fung in
den RÃ¤umen der KlÃ¤gerin durch. In der Folgezeit teilte die KlÃ¤gerin unter
anderem mit, dass im Zusammenhang mit den frÃ¼heren BetriebsprÃ¼fungen
leider keine Bescheide vorlÃ¤gen. Auf Veranlassung der Beklagten wurde ein
Fragebogen fÃ¼r die Beigeladenen zu 1) und 2) eingereicht (Eingang: 22. Mai
2015). Nach vorangegangener AnhÃ¶rung forderte die Beklagte mit Bescheid vom
4. August 2015 von der KlÃ¤gerin fÃ¼r den PrÃ¼fzeitraum vom 1. Januar 2010 bis
zum 31. Dezember 2013 SozialversicherungsbeitrÃ¤ge in HÃ¶he von 115.120,57
EUR nach, davon 113.917,32 EUR fÃ¼r die Beigeladenen zu 1) und 2). Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass bei GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern, die gleichzeitig
Gesellschafter seien, ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis vorliege, wenn der
Gesellschafter funktionsgerecht dienend am Arbeitsprozess der GmbH teilhabe, er
ein entsprechendes Arbeitsentgelt erhalte und keinen maÃ�geblichen Einfluss auf
die Geschicke der Gesellschaft kraft seines Anteils am Stammkapital geltend
machen kÃ¶nne. Die Beigeladenen zu 1) und 2) seien jeweils
Minderheitsgesellschafter und verfÃ¼gten auch nicht Ã¼ber eine SperrminoritÃ¤t.

Die KlÃ¤gerin erhob Widerspruch. Zu deren BegrÃ¼ndung wandte sie sich (nur)
gegen die Einstufung der Beigeladenen zu 1) und 2). Diese leiteten auch andere
Unternehmen, seien also von der KlÃ¤gerin wirtschaftlich unabhÃ¤ngig. Sie alleine,
und nicht die Gesellschafter, bestimmten die Marktausrichtung und Strategie der
KlÃ¤gerin. Weisungen seien ihnen nicht erteilt worden. Es bestehe de facto eine
SperrminoritÃ¤t der Beigeladenen zu 1) und 2), da sie eine Lebensgemeinschaft
bildeten und von den drei Mitgesellschaftern nicht Ã¼berstimmt werden kÃ¶nnten.
BeitrÃ¤ge fÃ¼r das Jahr 2010 seien verjÃ¤hrt.

Die Beklagte setzte die Vollziehung ihres Bescheides am 31. August 2015 aus,
soweit sich der Widerspruch gegen die Nachberechnung der BeitrÃ¤ge fÃ¼r die
Beigeladenen zu 1) und 2) in HÃ¶he von 113.917,32 EUR richtet. Mit
Widerspruchsbescheid vom 18. April 2016 wies sie den Widerspruch zurÃ¼ck.
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Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 3. Mai 2016 Klage beim Sozialgericht Berlin (SG)
erhoben. Zu deren BegrÃ¼ndung hat sie ihr bisheriges Vorbringen wiederholt.
Alleine die Beigeladenen zu 1) und 2) seien vor Ort tÃ¤tig gewesen und hÃ¤tten
Leitungsmacht ausgeÃ¼bt. Sie hÃ¤tten weder Weisungen der Gesellschaft
unterlegen. Noch seien sie in die Arbeitsorganisation der KlÃ¤gerin eingegliedert
gewesen. Sie hÃ¤tten fÃ¼r ein Darlehen der KlÃ¤gerin gebÃ¼rgt und trÃ¼gen
deren wirtschaftliches Risiko.

Die Beklagte hat vorgebracht, in den vorangegangenen
BetriebsprÃ¼fungsbescheiden seien die RechtsverhÃ¤ltnisse der Beigeladenen
nicht thematisiert worden. Ein Vertrauenstatbestand habe sich bereits deshalb nicht
ergeben kÃ¶nnen.

Das SG hat mit Urteil vom 23. August 2017 die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es u. a. ausgefÃ¼hrt, bereits die geschlossenen ArbeitsvertrÃ¤ge
enthielten ganz wesentliche Argumente einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung.
Anderes ergebe sich auch nicht, weil die Beigeladenen zu 1) und 2) gleichzeitig
Gesellschafter der KlÃ¤gerin gewesen seien. Jeder einzelne habe fÃ¼r sich alleine
weder eine Stimmenmehrheit in der Gesellschafterversammlung gehabt, noch eine
SperrminoritÃ¤t. Die anderen Gesellschafter hÃ¤tten im Konfliktfalle jederzeit ihre
Rechtsmacht einsetzen kÃ¶nnen. Dass es zu einem solchen Konfliktfall nicht
gekommen sei, sei unerheblich. Aus demselben Grund sei auch unerheblich, dass
die Beigeladenen durch eine Lebenspartnerschaft verbunden seien. Dass die
BeitrÃ¤ge durch die Beklagte in unzutreffender HÃ¶he ermittelt worden seien, habe
die KlÃ¤gerin nicht vorgebracht. Auch sei die Beitragsforderung fÃ¼r das
Kalenderjahr 2010 noch nicht verjÃ¤hrt. GemÃ¤Ã� Â§ 25 Abs. 1 S. 1
Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV) verjÃ¤hrten AnsprÃ¼che auf BeitrÃ¤ge in
vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie fÃ¤llig geworden seien.
Dabei werde die VerjÃ¤hrung fÃ¼r die Dauer der PrÃ¼fung bei dem Arbeitgeber
gehemmt, Â§ 25 Abs. 2 S. 2, I. Halbsatz SGB IV. Sie beginne mit der PrÃ¼fung beim
Arbeitgeber und ende mit der Bekanntgabe des Beitragsbescheides, spÃ¤testens
nach Ablauf von sechs Kalendermonaten nach Abschluss der PrÃ¼fung, Â§ 25 Abs.
2 S. 4 SGB IV. Die Hemmung trete nur dann nicht ein, wenn die PrÃ¼fung
unmittelbar nach ihrem Beginn fÃ¼r die Dauer von sechs Monaten aus GrÃ¼nden
unterbrochen werde, welche die prÃ¼fende Stelle zu vertreten habe, Â§ 25 Abs. 2
S. 3 SGB IV. Hier habe die Beklagte die BetriebsprÃ¼fung im Oktober 2014
begonnen. Zum damaligen Zeitpunkt seien die BeitrÃ¤ge, die in dem Kalenderjahr
2010 fÃ¤llig geworden seien, noch nicht verjÃ¤hrt gewesen. Dies wÃ¤re erst mit
Ablauf dieses Kalenderjahres der Fall gewesen. Durch die dann nachfolgende
BetriebsprÃ¼fung sei die VerjÃ¤hrung bis zum Erlass des
BetriebsprÃ¼fungsbescheides am 4. August 2015 gehemmt gewesen. Eine
Unterbrechung habe nicht stattgefunden. Die Hemmung habe mit dem Erscheinen
des PrÃ¼fers im Betrieb des Arbeitgebers begonnen und mit dem Erlass des
Beitragsbescheides geendet, der dann allerdings einen neuen
Hemmungstatbestand bis zu seiner Bestandskraft begrÃ¼ndet habe, Â§ 52 Abs. 1
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X). Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne sich auch nicht
darauf berufen, dass ihr der Beitragsbescheid erst spÃ¤ter als sechs Monate nach
der Beendigung der PrÃ¼ftÃ¤tigkeit in ihrem RÃ¤umen bekanntgegeben worden
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sei. Die Hemmung habe nicht bereits nach Â§ 25 Abs. 2 S. 4 SGB IV geendet, weil
die PrÃ¼fung erst mit dem SchlussgesprÃ¤ch abgeschlossen sei, welche eine
AnhÃ¶rung im Sinne des Â§ 24 Abs. 1 SGB X enthalte. Hier seien jedoch bis zur
abschlieÃ�enden Beurteilung noch weitere Ermittlungen erforderlich gewesen,
weshalb die Beklagte im Januar und Februar 2015 Unterlagen angefordert habe, die
sie erst Ende Mai 2015 erhalten habe. Die BetriebsprÃ¼fung habe deshalb
ununterbrochen bis zur schriftlichen AnhÃ¶rung angedauert.

Gegen diese am 22. September 2017 zugestellte Entscheidung richtet sich die
Berufung der KlÃ¤gerin vom 20. Oktober 2017.

Zu deren BegrÃ¼ndung wiederholt und vertieft sie ihr bisheriges Vorbringen. Es
dÃ¼rfe nicht sein, dass bei zwar vereinbarter selbstÃ¤ndiger BeschÃ¤ftigung, aber
tatsÃ¤chlich nicht so gelebter DurchfÃ¼hrung des DienstverhÃ¤ltnisses eine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung angenommen werde, im umgekehrten Fall â�� wie hier
â�� die tatsÃ¤chliche NichtdurchfÃ¼hrung des Vertrages jedoch nicht von Relevanz
sei. Eine dienende Einordnung in den Arbeitsprozess bei der KlÃ¤gerin habe
jedenfalls bei den Beigeladenen zu 1) und 2) nicht vorgelegen. Die alleinige
Reduktion auf eine gesellschaftsrechtliche Weisungsgebundenheit widersprÃ¤che
dem Gesamtbild der TÃ¤tigkeit.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 23. August 2017 und den Bescheid der
Beklagten vom 4. August 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.
April 2016 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

II.

Die Berufung ist durch Beschluss gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) zurÃ¼ckzuweisen. Der Senat hÃ¤lt sie einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet. Er
hÃ¤lt auch eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich. Die Beteiligten
sind auf die Absicht, so vorzugehen, zuletzt mit VerfÃ¼gung vom 17. Januar 2020
hingewiesen worden.

Der Berufung bleibt Erfolg versagt. Das SG hat die Klage zu Recht und mit
zutreffender BegrÃ¼ndung abgewiesen. Der Bescheid der Beklagten vom 4. August
2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18. April 2016 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den angefochtenen Bescheid ist Â§ 28p Abs. 1 S. 5 SGB IV.
Danach erlassen die TrÃ¤ger der Rentenversicherung im Rahmen der PrÃ¼fung bei
den Arbeitgebern Verwaltungsakte zur Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he in
der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der
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ArbeitsfÃ¶rderung. Gegenstand der PrÃ¼fung bei den Arbeitgebern ist nach Â§ 28p
SGB IV, ob diese ihre Meldepflichten und ihre sonstigen Pflichten, die im
Zusammenhang mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen, insbesondere
die zur richtigen Beitragszahlung, ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llen. Nach Â§ 28d SGB
IV umfasst der Gesamtsozialversicherungsbeitrag den Beitrag nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung sowie die BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Kranken-, Renten- und
Pflegeversicherung. Er ist nach Â§ 28e Abs. 1 SGB IV vom Arbeitgeber zu zahlen.
ZahlungsempfÃ¤nger sind nach Â§ 28h SGB IV die Krankenkassen als
Einzugsstellen. Diese Vorschriften gelten nach Â§ 10 Aufwendungsausgleichsgesetz
(AAG) entsprechend fÃ¼r die nach Â§ 7 AAG zu erhebenden UmlagenbetrÃ¤ge und
nach Â§ 359 Abs. 1 Satz 2 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) auch fÃ¼r die
nach Â§ 358 SGB III zu erhebende Umlage fÃ¼r das Insolvenzgeld ("UI"). Nach Â§ 5
Abs. 1 Nr. 1 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch, Â§ 1 Nr. 1 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch, Â§ 20 Abs. 1 Nr. 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch sowie Â§ 25 Abs.
1 Satz 1 SGB III unterliegen Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind,
der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken -, Renten- und
Pflegeversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung. Die danach fÃ¼r
den Eintritt von Versicherungspflicht jeweils erforderliche BeschÃ¤ftigung wird in Â§
7 Abs. 1 SGB IV definiert. BeschÃ¤ftigung ist die nichtselbstÃ¤ndige Arbeit,
insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung
sind nach Â§ 7 Abs. 1 S. 2 SGB IV eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine
Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. Abzugrenzen ist die
eine Versicherungspflicht begrÃ¼ndende abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung von einer
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
(BSG) liegt BeschÃ¤ftigung vor, wenn die TÃ¤tigkeit in persÃ¶nlicher AbhÃ¤ngigkeit
erbracht wird. Dieses Merkmal ist bei einer BeschÃ¤ftigung in einem fremden
Betrieb gegeben, wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb eingegliedert ist und mit
seiner TÃ¤tigkeit einem Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung erfassenden
Weisungsrecht unterliegt. Dabei kann sich die Weisungsgebundenheit insbesondere
bei Diensten hÃ¶herer Art zu einer funktionsgerecht dienenden Teilhabe am
Arbeitsprozess verfeinern. Dagegen ist eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit durch ein
eigenes Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die
VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen
freie Gestaltung von TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Die Zuordnung
einer TÃ¤tigkeit nach deren Gesamtbild zum rechtlichen Typus der BeschÃ¤ftigung
oder selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit setzt voraus, dass alle nach Lage des Einzelfalls
als Indizien in Betracht kommenden UmstÃ¤nde festgestellt, in ihrer Tragweite
zutreffend erkannt und gewichtet, in die Gesamtschau mit diesem Gewicht
eingestellt und nachvollziehbar, das heiÃ�t den Gesetzen der Logik entsprechend
und widerspruchsfrei gegeneinander abgewogen werden (BSG, Urteil vom 14.
MÃ¤rz 2018 â�� B 12 KR 3/17 R â�� Rdnr. 12 mit weit. Nachweisen). Bei der
Statusbeurteilung ist regelmÃ¤Ã�ig vom Inhalt der zwischen den Beteiligten
getroffenen Vereinbarungen auszugehen, den die Verwaltung und die Gerichte
konkret festzustellen haben. Liegen schriftliche Vereinbarungen vor, so ist neben
deren Vereinbarkeit mit zwingendem Recht auch zu prÃ¼fen, ob mÃ¼ndliche oder
konkludente Ã�nderungen erfolgt sind. Diese sind ebenfalls nur maÃ�gebend,
soweit sie rechtlich zulÃ¤ssig sind. SchlieÃ�lich ist auch die Ernsthaftigkeit der
dokumentierten Vereinbarungen zu prÃ¼fen und auszuschlieÃ�en, dass es sich
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hierbei um einen bloÃ�en "Etikettenschwindel" handelt, der unter UmstÃ¤nden als
ScheingeschÃ¤ft im Sinne des Â§ 117 BGB zur Nichtigkeit dieser Vereinbarungen
und der Notwendigkeit fÃ¼hren kann, gegebenenfalls den Inhalt eines hierdurch
verdeckten RechtsgeschÃ¤fts festzustellen. Erst auf der Grundlage der so
getroffenen Feststellungen Ã¼ber den (wahren) Inhalt der Vereinbarungen ist eine
wertende Zuordnung des RechtsverhÃ¤ltnisses zum Typus der BeschÃ¤ftigung oder
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit vorzunehmen und in einem weiteren Schritt zu
prÃ¼fen, ob besondere UmstÃ¤nde vorliegen, die eine hiervon abweichende
Beurteilung notwendig machen (BSG, a. a. O. Rdnr. 13 mit weiteren Nachweisen).
Diese MaÃ�stÃ¤be gelten auch fÃ¼r GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH (vgl. aus
jÃ¼ngerer Zeit BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 â��B 12 KR 13/17 R- Rdnr. 18). Bei
einem FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer scheidet eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit generell
aus. Die frÃ¼here sogenannte "Kopf und Seele"-Rechtsprechung, wonach ein
FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer Familiengesellschaft und ausnahmsweise auch ein
Angestellter unterhalb der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerebene, der mit den Gesellschaftern
familiÃ¤r verbunden ist, ausnahmsweise als selbststÃ¤ndig angesehen worden ist,
wenn er faktisch wie ein Alleininhaber die GeschÃ¤fte der Gesellschaft nach
eigenem GutdÃ¼nken fÃ¼hren konnte und gefÃ¼hrt hat, ohne dass ihn die
Gesellschafter daran hinderten, hat der 12. Senat des BSG ausdrÃ¼cklich
aufgegeben. Die MaÃ�geblichkeit des rein faktischen, nicht rechtlich gebundenen
und daher jederzeit Ã¤nderbaren Verhaltens der Beteiligten ist mit dem Erfordernis
der Vorhersehbarkeit sozialversicherungs- und beitragsrechtlicher TatbestÃ¤nde
nicht zu vereinbaren. Eine "SchÃ¶nwetter-SelbststÃ¤ndigkeit" lediglich in
harmonischen Zeiten, wÃ¤hrend im Fall eines ZerwÃ¼rfnisses die rechtlich
bestehende Weisungsgebundenheit zum Tragen kÃ¤me, ist nicht mÃ¶glich (BSG,
Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 Rdnr. 20 mit weiteren Nachweisen). Erst recht gilt dies in
FÃ¤llen -wie hier Ã¼berwiegend-, in denen die Gesellschafter nicht durch familiÃ¤re
Bindung in ihrer Entscheidungsfreiheit eingeschrÃ¤nkt sind. Ist ein GmbH-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zugleich als Gesellschafter am Kapital der Gesellschaft beteiligt,
sind der Umfang der Kapitalbeteiligung und das AusmaÃ� des sich daraus fÃ¼r ihn
ergebenden Einflusses auf die Gesellschaft ein wesentliches Merkmal bei der
Abgrenzung von abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung und selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit. Ein
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist nicht per se kraft seiner Kapitalbeteiligung
selbststÃ¤ndig tÃ¤tig, sondern muss, um nicht als abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter
angesehen zu werden, Ã¼ber seine Gesellschafterstellung hinaus die Rechtsmacht
besitzen, durch Einflussnahme auf die Gesellschafterversammlung die Geschicke
der Gesellschaft bestimmen zu kÃ¶nnen. Eine solche Rechtsmacht ist bei einem
Gesellschafter gegeben, der mehr als 50 von Hundert der Anteile am Stammkapital
hÃ¤lt. Ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, der nicht Ã¼ber diese Kapitalbeteiligung verfÃ¼gt
und damit als Mehrheitsgesellschafter ausscheidet, ist grundsÃ¤tzlich abhÃ¤ngig
beschÃ¤ftigt. Er ist ausnahmsweise nur dann als SelbststÃ¤ndiger anzusehen, wenn
er exakt 50 von Hundert der Anteile am Stammkapital hÃ¤lt oder ihm bei einer
geringeren Kapitalbeteiligung nach dem Gesellschaftsvertrag eine umfassende
("echte" oder "qualifizierte"), die gesamte UnternehmenstÃ¤tigkeit erfassende
SperrminoritÃ¤t eingerÃ¤umt ist. Denn der selbststÃ¤ndig tÃ¤tige Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer muss eine EinflussmÃ¶glichkeit auf den Inhalt von
GesellschafterbeschlÃ¼ssen haben und zumindest ihm nicht genehme Weisungen
der Gesellschafterversammlung verhindern kÃ¶nnen. DemgegenÃ¼ber ist eine

                               6 / 9

https://dejure.org/gesetze/BGB/117.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2013/17%20R


 

"unechte", auf bestimmte GegenstÃ¤nde begrenzte SperrminoritÃ¤t nicht geeignet,
die erforderliche Rechtsmacht zu vermitteln (BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 Rdnr.
21 m. w. N.). Die fÃ¼r die Annahme einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit notwendige
Rechtsmacht, die den Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in die Lage versetzt, die
Geschicke der Gesellschaft bestimmen oder zumindest ihm nicht genehme
Weisungen der Gesellschafterversammlung verhindern zu kÃ¶nnen, muss
gesellschaftsrechtlich eingerÃ¤umt sein. AuÃ�erhalb des Gesellschaftsvertrags
(Satzung) bestehende wirtschaftliche Verflechtungen, Stimmbindungsabreden oder
Veto-Rechte zwischen einem Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer sowie anderen
Gesellschaftern und/oder der GmbH sind nicht zu berÃ¼cksichtigen. Sie vermÃ¶gen
die sich aus dem Gesellschaftsvertrag ergebenden RechtsmachtverhÃ¤ltnisse nicht
mit sozialversicherungsrechtlicher Wirkung zu verschieben. UnabhÃ¤ngig von ihrer
KÃ¼ndbarkeit genÃ¼gen die das Stimmverhalten regelnden Vereinbarungen nicht
dem Grundsatz der Vorhersehbarkeit sozialversicherungs- und beitragsrechtlicher
TatbestÃ¤nde. Im Interesse sowohl der Versicherten als auch der
VersicherungstrÃ¤ger ist die Frage der (fehlenden) Versicherungspflicht wegen
SelbststÃ¤ndigkeit oder abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung schon zu Beginn der
TÃ¤tigkeit zu klÃ¤ren, weil es darauf nicht nur fÃ¼r die Entrichtung der BeitrÃ¤ge,
sondern auch fÃ¼r die Leistungspflichten der SozialversicherungstrÃ¤ger und die
LeistungsansprÃ¼che des Betroffenen ankommt (BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018
Rdnr. 22)

Diese GrundsÃ¤tze der Subsumtion unter die unbestimmten Rechtsbegriffe des Â§ 7
Abs. 1 SGB IV sind nach Auffassung des hiesigen Senats nicht verfassungswidrig Die
KlÃ¤gerin kann sich nicht mit Erfolg auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes
(BVerfG) vom 2. Juni 2018 (1 BvL 7/14 1 BvR 1375/14) berufen. Eine richterliche
Rechtsfortbildung darf zwar nicht dazu fÃ¼hren, dass die Gerichte ihre eigene
materielle Gerechtigkeitsvorstellung an die Stelle derjenigen des Gesetzgebers
setzen. Die Gerichte dÃ¼rfen sich vielmehr nicht dem vom Gesetzgeber
festgelegten Sinn und Zweck des Gesetzes entziehen, sondern mÃ¼ssen die
gesetzgeberische Grundentscheidung respektieren (BVerfG a. a. O. juris â�� Rdnr.
73). Allerdings greift nur eine Interpretation, die sich Ã¼ber den klar erkennbaren
Willen des Gesetzgebers hinwegsetzt, unzulÃ¤ssig in die Kompetenzen des
demokratisch legitimierten Gesetzgebers ein (BVerfG, a. a. O. mit weiteren
Nachweisen). Dass die Rechtsprechung des BSG einem klar erkennbaren Willen des
Gesetzgebers widersprÃ¤che, trÃ¤gt die KlÃ¤gerin selbst nicht vor. Das Gesetz
verwendet gerade unbestimmte Rechtsbegriffe. Auch bei den zuletzt in Â§ 7 Abs. 1
SGB IV eingefÃ¼hrten Kriterien fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung nach Â§ 7 Abs. 1 S. 2 SGB
IV (aufgrund des Gesetzes zur FÃ¶rderung der SelbstÃ¤ndigkeit vom 20. Dezember
1999 mit Wirkung ab 01. Januar 1999; "TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine
Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers.") handelt es sich
bewusst nur um Anhaltspunkte und nicht um abschlieÃ�ende Bewertungskriterien
(vgl. BT-Drucksache 14/1855 S. 6).Â§ 7 SGB IV greift ferner nicht in die
Berufungsfreiheit des Art. 12 GG ein. Die Norm regelt keine Berufspflichten, sondern
allgemein die Merkmale der BeschÃ¤ftigung als Grundlage der Versicherungs- und
Beitragspflicht. Selbst wenn nach den UmstÃ¤nden des Einzelfalls manche
Dienstleistungen praktisch nur in Form einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung
verrichtet werden kÃ¶nnen, wird Art 12 GG dadurch nicht verletzt (BSG, Urteil vom
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04. Juni 2019 â�� B 12 R 11/18 R â�� Rdnr. 41 mit weiterem Nachweis). Die Normen
zur Sozialversicherungspflicht haben nÃ¤mlich keine Berufs-, sondern
Beitragspflichten zum Gegenstand. Die gesetzliche Anordnung der
Zwangsmitgliedschaft und damit verbundener Beitragspflichten ist zwar ein Eingriff
in den Schutzbereich des Art 2 Abs. 1 GG. Dieser ist aber gerechtfertigt. Die
Sozialversicherungspflicht dient einem legitimen Zweck und ist geeignet,
angemessen und verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig im engeren Sinne. Sie schÃ¼tzt neben den
Betroffenen selbst auch die Allgemeinheit vor einer Ã¼bermÃ¤Ã�igen
Inanspruchnahme der staatlichen Gemeinschaft (BSG, Urteil vom 04. Juni 2019
Rdnr. 43 mit Bezugnahme auf Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 26.6.2007
â�� 1 BvR 2204/00). Der Gesetzgeber darf dabei einen generalisierenden MaÃ�stab
anlegen und davon ausgehen, dass diejenigen Personen, die ihre Arbeitskraft in den
Dienst anderer stellen, im Allgemeinen auf diese BeschÃ¤ftigung zur Erlangung
ihres Lebensunterhalts angewiesen und daher sozial schutzbedÃ¼rftig sind.

Die KlÃ¤gerin kann hier zunÃ¤chst nicht auf die beanstandungsfreien
vorangegangenen BetriebsprÃ¼fungen berufen, da diese nicht durch
entsprechende Verwaltungsakte abgeschlossen wurden. Eine materielle
Bindungswirkung kÃ¶nnte sich nur insoweit ergeben, als Versicherungs- und/oder
Beitragspflicht im Rahmen der PrÃ¼fung personenbezogen fÃ¼r bestimmte
ZeitrÃ¤ume durch Verwaltungsakt festgestellt worden sind. So kommt etwa einer
pauschal gehaltenen sogenannten PrÃ¼fmitteilung, nach der die durchgefÃ¼hrte
BetriebsprÃ¼fung "ohne Beanstandungen geblieben ist" nach dem objektiven
EmpfÃ¤ngerhorizont kein Regelungsgehalt zu; sie ist daher kein Verwaltungsakt (Â§
31 S. 1 SGB X), der AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r Bestands- und Vertrauensschutz sein
kÃ¶nnte (vgl. BSG, Urteil vom 19. September 2019 â�� B 12 R 25/18 R â�� Rdnr.
32).

Ausgangspunkt der StatusprÃ¼fung sind demnach nach den oben skizzierten
MaÃ�stÃ¤ben die fÃ¼r die TÃ¤tigkeit maÃ�geblichen vertraglichen Vereinbarungen.
Wie bereits das SG dargelegt hat, enthalten bereits die
GeschÃ¤ftsfÃ¼hreranstellungsvertrÃ¤ge typische Elemente eines Arbeitsvertrages,
etwa die Bezeichnung als "Arbeitsvertrag" selbst. Die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer werden
als "Angestellte" bzw. "Arbeitnehmer" bezeichnet (Â§ 1 bzw. bei der Angabe der
Unterzeichnenden). Auch die Regelungen Ã¼ber die "ArbeitsvergÃ¼tung" mit
festem "Gehalt" und Reisekostenerstattung (Â§ 3), die Regelung der
Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfall (Â§ 4 Abs. 1) und Ã¼ber den Urlaubsanspruch
(Â§ 5) deuten auf ein ArbeitsverhÃ¤ltnis hin.

Das SG hat es aber nicht damit bewenden lassen, sondern hat zu Recht geprÃ¼ft,
ob den Beigeladenen zu 1 ) und 2) ungeachtet der vertraglichen Vereinbarung eines
Arbeitsvertrages aufgrund ihrer Stellung als Gesellschafter, also fÃ¼r die
Arbeitgeberseite nach der Terminologie der ArbeitsvertrÃ¤ge, ein Status zusteht,
der WeisungsabhÃ¤ngigkeit ausschlieÃ�t. Einen gleichheitswidrigen Umgang mit
der Relevanz der vertraglichen Regelungen vermag der Senat bereits deshalb nicht
festzustellen. Es hat allerdings richtig ausgefÃ¼hrt, dass im hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum jedem der Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer als
Minderheitsgesellschafter keine Rechtsmacht im oben skizzierten Umfang
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zugestandet hat. Auf die AusfÃ¼hrungen im angegriffenen Urteil hierzu und
ansonsten wird zur Vermeidung bloÃ�er Wiederholungen nach Â§ 153 Abs. 2 SGG
verwiesen.

Zu ergÃ¤nzen ist nur noch, dass auch die Ã�bernahme einer BÃ¼rgschaft und die
GewÃ¤hrung eines Darlehens als Haftungs- oder Ausfallrisiko kein echtes
Unternehmerrisiko begrÃ¼nden (vgl. BSG, Urteil vom 11. November 2015 â�� B 12
R 2/14 R -, juris â��Rdnr. 26) und damit nicht mit Gewicht fÃ¼r eine
SelbstÃ¤ndigkeit der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit streitet.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a Abs. 1 S. 1 SGG in Verbindung mit Â§Â§
154 Abs. 2, 162 Abs. 3 Verwaltungsgerichtsordnung.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf Â§ 197a Abs. 1 SGG in Verbindung mit 
Â§ 63, 52 Abs. 1, Abs. 3 Gerichtskostengesetz. Hinsichtlich der Streitwertfestsetzung
kann der Beschluss nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden, Â§ 177 SGG.

Erstellt am: 11.08.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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